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Vorwort

Antisemitismus – ist das überhaupt ein aktuelles gesellschaftliches Thema? Oder 

konkret: Brauchen wir eine Antisemitismus-Tagung, die Inhalte thematisiert, die im

Bewusstsein Mancher eigentlich „abgehakt“ sind oder die einem historisch-

wissenschaftlichen  Diskurs zugeordnet werden, der, fernab der Aktualität,  bestenfalls

Bestandteil einer – wie auch immer gearteten „Erinnerungskultur“ ist? Wir möchten die 

Notwendigkeit und Aktualität der Antisemitismustagung begründen.

Diskriminierung von ethnischen und religiösen Minoritäten, Rechtsextremismus bis hin 

zu offenem Antisemitismus und Rassismus sind wieder gesamteuropäische politische

Phänomene geworden. Das gilt auch für die Bundesrepublik Deutschland. Begnügen wir 

uns mit nur wenigen, wenn auch alarmierenden Zahlen. Folgt man den einschlägigen

Verfassungsschutzberichten (2000-2005) ereignete sich im Jahresdurchschnitt täglich 

mindestens ein Gewaltdelikt in der Bundesrepublik, das fremdenfeindlich bzw. 

rassistisch motiviert war.

Bedenklich stimmen muss in diesem Zusammenhang auch  die Entwicklung der

antisemitischen Gewalttaten, denn hier ist die  prozentuale Verdoppelung innerhalb 

dieses relativ kurzen Zeitraums zu verzeichnen. Folgt man den einschlägigen aktuellen

Länderberichten zum Beispiel des RAXEN-Information Network oder den Ergebnissen 

des Europaen Monetoring C entre of Racism and Xenophobia, so ergeben sich

beunruhigende Befunde.

Für eine Vielzahl europäischer Staaten wird das Anwachsen antisemitischer Aktivitäten 

festgestellt – teilweise mit erheblichen Zuwachsraten. Nach wie vor bedient sich dabei 

der europäische Antisemitismus seines klassischen Inventars. Nur einige möchten wir 

hier nennen:

das Attackieren und die Verletzung von Juden; Brandanschläge auf jüdisches 
Eigentum und Einrichtungen;

Grabschändungen und antisemitische Graffitis;

antisemitische Agitation und Propaganda – insbesondere via Internet und den 
sog. „Neuen Medien“;

die Diskriminierung kultureller und wirtschaftlicher Beiträge des Judentums zur 
nationalen und gesamteuropäischen Entwicklung und damit verbunden,
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die Revitalisierung antijüdischer Ressentiments in Form der sog. „Protokolle von 
Zion“, der Leugnung des H olocaust und das Propagieren der sog. „Auschwitz-
Lüge“;

Bemerkenswert erscheint dabei, dass  diese eher „tradiert“ anmutenden Erscheinungen

des Antisemitismus zunehmend unter dem „Deckmantel“ nahostkritischer und 

„antizionistischer“ bzw. „anti-israelischer“ Betrachtungsweisen vermittelt werden. 

Juden respektive Israel sollen dadurch im politischen H andeln in analoger Weise in die

Nähe der nazistischen Gewalttäter gerückt und antisemitische Aktivitäten gleichsam als 

Akte der „Notwehr“ gerecht fertigt und legitimiert werden. 

Nach diesen Argumentationsmustern gelten Juden als unerwünschte und letztlich 

gesellschaftlich schädliche Fremdgruppen – mit Konsequenzen, die man sich unschwer 

vorstellen kann. 

Die Mannheimer Antisemitismus-Tagung will auf diese Entwicklungen eine breite 

Ö ffentlichkeit nicht nur aufmerksam machen, sondern sie auch dafür sensibilisieren und 

engagieren.

Nach wie vor gilt der Satz des ersten Präsidenten der Bundesrepublik Deutschland

Theodor H euss, der feststellte: „Wir haben die Aufgabe, eine Gesinnung zu entwickeln, 

die in Menschen, gleichviel welcher Rasse oder Konfession sie angehören,  den 

Mitmenschen  erkennen, bewerten und achten“. 

Wir danken den Referenten, die diese Tagung durch ihre Beiträge unterstützten und 

förderten. H errn Ltd. Wissenschaftlichen Direktor Dr. Stegmann von der Fachhochschule 

des Bundes Fachbereich Arbeit und H errn Ralf H olzwart, Leiter des  Bildungsinstituts der

Bundesagentur für Arbeit, die diese Tagung in großzügiger Weise unterstützten. Sowie 

den Teilnehmern für ihr Interesse und ihre Ermutigung.

Peter Wirkner     Elmar H aug
Wissenschaftlicher Direktor   Projektleiter 
beim Beauftragten der OSZE für die  Fritz-Erler-Forum Baden-Württemberg
Bekämpfung von Antisemitismus Friedrich-Ebert-Stiftung
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Grußwort

von Prof. Dr. Gert Weisskirchen

Sehr geehrte Damen und Herren, 

ich möchte zunächst allen danken, die das Zustandekommen dieser Veranstaltung

inhaltlich, finanziell und organisatorisch ermöglicht haben. Besonders danken möchte 

ich Herrn Elmar Haug von der Friedrich-Ebert-Stiftung.

Das Thema lässt uns nicht los – ganz im Gegenteil. Wenn wir uns anschauen, was 

Richard Stöss bei der Friedrich-Ebert-Stiftung im Hinblick auf die Bundestagswahl zum

Thema Rechtsextremismus veröffentlicht hat, so wird man feststellen, dass dieses Thema 

von brennender Aktualität ist – besonders auch wegen den sozialen Verwerfungen und 

Konflikten, die von Rechtsextremen in ihre „Argumentationslinien“ übernommen 

wurden. Man kann daran erkennen, dass der Rechtsextremismus lernt, sich mit neuen 

Themen zu befassen. Er nimmt neue Inhalte in seinen „Haushalt“ auf. Wir haben es 

schon lange nicht mehr mit dem alten Rechtsextremismus des westlichen Deutschlands

zu tun, sondern mit einer besonderen, neuen Form. Dies können wir übrigens nicht nur

in der Bundesrepublik Deutschland, sondern auch im gesamten restlichen europäischen 

Raum feststellen. Nicht zuletzt durch das Buch von Paul Hainsworth mit dem Untertitel

„from the margins to the mainstream“ kann man erkennen, dass wir einem rapiden

Wandel unterzogen sind und der rechte Extremismus zu lernen beginnt und dabei

zugleich – und das ist das Gefährliche daran – neue Formen der Gewalt einsetzt und für

sich selbst nutzt. 

Dies zeigt sich auch im Verfassungsschutzbericht des Jahres 2005. Es ist ein 

erschreckendes und gefährliches Bild. Ich möchte darauf verweisen, was die Amadeo 

Antonio Stiftung für die Jahre 1990 bis heute ermittelt hat: 135 Menschenleben hat die

rechtsextremistische Gewalt in Deutschland gefordert – erschlagen, erstochen oder zu 

Tode getreten. 
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Dabei kann man auch den höheren Anteil von eingesetzter Gewalt erkennen. Das geht 

sogar so weit, dass in manchen Teilen Ostdeutschlands „No-Go-Areas“ entstanden sind,

also solche Regionen, in die man nicht gehen sollte, wenn man nicht „weiß“ ist. Dies 

hat der ehemalige Sprecher der Bundesregierung Carsten Uwe Heye gesagt. 

Wie auch immer man das betrachtet, jedenfalls können wir nicht damit aufhören, uns 

mit dem Thema zu befassen! Der neu entdeckte ideologische Kern des 

Rechtsextremismus ist der Antisemitismus in seinen unterschiedlichen Formen. Ich 

möchte hier auf das Buch „Neu-alter Judenhass“ von Klaus Faber und Julius Schoeps 

verweisen, in dem das Thema in vielen Facetten dargestellt wird. 

Sie haben das Programm gelesen und ich hoffe sehr, dass wir am Ende dieses Tages 

etwas dazugelernt haben, insbesondere von denen, die Fachbeiträge halten werden. 

Zudem hoffe ich, dass wir die Gelegenheit zum Austausch haben werden und nicht nur

voneinander erfahren, wie die jüngsten Formen des Rechtsextremismus zu beobachten

und zu analysieren sind, sondern vielleicht auch dazu übergehen können so genannte

„best practices“ zu diskutieren, also voneinander zu lernen, wie man am Besten gegen 

die neuen Formen der rechten Extremisten vorgehen kann. Ich freue mich besonders,

dass zwei Schulklassen aus der Region unter uns sind. Ich würde mir sehr wünschen, 

dass Sie sich mit denjenigen, die Sie hier hören, auseinandersetzen, diese befragen oder

auch selbst in der Diskussion das Wort ergreifen.

Der Kampf gegen den Antisemitismus muss geführt werden! Antisemitismus wird von 

ganz bestimmten Kreisen geschürt, gelenkt und gesteuert. Das kann man sehr genau 

prüfen, nachvollziehen, identifizieren und feststellen. Und wenn ich mir nur die 

Nachrichten von heute vor Augen führe, dann kann man damit rechnen, dass es wieder

eine neue „Welle“ geben wird, mit der wir uns auseinandersetzen müssen. Das liegt z.B. 

daran, dass viele Medien leider nicht präzise darüber berichten, was die Beweggründe

sind, warum der Staat Israel jetzt so handelt. Warum wird nie gezeigt, dass dieses Land 

seit Wochen unter Dauerbeschuss liegt und von Raketenfeuer außerhalb Israels ständig 

und täglich getroffen wird? Das wird alles ausgeblendet und man kann schon fast

ahnen, wohin die Kritik zielen wird: Angeblich sei es so, dass mit unangemessenen

Mitteln geantwortet wird. Das wird Nahrung geben für Extremisten. 
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Umso wichtiger ist es, dass von denjenigen, die sich an Israels Seite befinden, diese 

Haltung unverbrüchlich ist und bleibt und dass Verständnis für diese Haltung geweckt 

wird. In Israel regiert eine demokratisch gewählte Regierung und natürlich können auch 

demokratisch gewählte Regierungen kritisiert werden für ihre Handlungen. Denn dort

gibt es eine Wache, eine öffentliche Kritik, die schmerzhaft ist! In einer Demokratie 

gehört das dazu. Aber wir brauchen jedenfalls auch eine, die sich auf die Seite derer zu 

stellen weiß, die erkennt in welch hochgefährlicher Umwelt die einzige Demokratie in 

dieser Region leben muss. Und ich kann zumindest für mich sagen, dass jede

Demokratie das Recht auf Selbstverteidigung hat, wenn die eigene Existenz bedroht ist. 

Ich wünsche mir, dass sie offen und nachdrücklich fragen und hoffe sehr, dass dieser 

Tag etwas dazu beiträgt, dass wir klüger werden und besser handeln können, um 

unsere Pflichten als Bürgerinnen und Bürger dieses Staates Ernst zu nehmen, um für die 

Demokratie zu streiten und zu kämpfen, wann immer sie bedroht ist. 

Ich würde mich freuen, wenn wir diese Tagung zum Themenkreis Zusammenarbeit und 

Verbesserung von Integrationsprozessen in der Bundesrepublik Deutschland zu einem

anderen Zeitpunkt fortsetzen könnten, vielleicht auch hier an dieser Hochschule. 
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Grußwort

von Eva Strobel

Sehr geehrter Herr Professor Weisskirchen,

sehr geehrter Herr Haug,

sehr geehrter Herr Kramer,

sehr geehrter Herr Kurz,

sehr geehrte Referentinnen und Referenten,

meine Damen und Herren, 

eine derart hochkarätige Veranstaltung wie diese Fachtagung des Fritz-Erler-Forums 

Baden-Württemberg zum Thema „Antisemitismus“ in den Räumen der Fachhochschule 

des Bundes für öffentliche Verwaltung begrüßen zu dürfen, ist mir eine besondere Ehre. 

Ihre Fachtagung heute steht in der Reihe „Herausforderung der Demokratie“ – und 

Antisemitismus ist eine Herausforderung auch moderner Demokratien wie der in der

Bundesrepublik Deutschland. Diese Herausforderung wird zusätzlich noch dadurch

verschärft, dass Antisemitismus im 21. Jahrhundert nicht nur eine Erscheinung auf

nationaler Ebene ist mit Gewalttaten, die sich gegen jüdisches Leben ebenso richten wie

gegen alles Fremde. Antisemitismus ist ein Phänomen, das weltweit auftritt und bei dem

sich unheilige Allianzen bilden mit dem einen Ziel, jüdisches Leben verantwortlich zu 

machen für Missstände, deren eigentliche Ursachen die Handelnden verschleiern wollen.

Ihre Fachtagung gastiert in dieser Ausbildungsstätte, die bald Hochschule der

Bundesagentur für Arbeit sein wird. Meine Organisation ist sich ihrer Geschichte – auch 

der dunklen und schmerzhaften Kapitel über die Reichsanstalt – bewusst. In den 

Seminarräumen und Vorlesungssälen hier in Mannheim gehört die politische Ausbildung 

zum festen Programm. Unsere jungen Nachwuchskräfte lernen an dieser Stelle auch die 

Geschichte der Bundesagentur kennen, der früheren Bundesanstalt für Arbeit und 

natürlich auch der früheren Reichsanstalt.

Die immer wiederkehrende starke Betonung der Verpflichtung der Bundesagentur für 

Arbeit zur politischen Neutralität gehört daher zum Rahmen der Ausbildung und des

Studiums dieser Fachhochschule. Die Bundesagentur für Arbeit wirkt auf allen ihren 
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Ebenen rassistischen und fremdenfeindlichen Tendenzen entgegen: Das ist Lehrinhalt 

der Fachhochschule. Und auch hier tätige Mitarbeiter der Bundesagentur wie Dieter

Meier engagieren sich etwa durch die Aufarbeitung der Geschichte der 

Arbeitsverwaltung gegen diese Tendenzen.

Nach dem zweiten Weltkrieg hat die damalige Bundesanstalt aus der Geschichte ihre

Folgerungen für eine bessere Zukunft gezogen. Die Reichsanstalt war in der Zeit des 

Nationalsozialismus ein Werkzeug der Politik. Zwar gab es bis zur Mitte der dreißiger

Jahre des vergangenen Jahrhunderts letzte Versuche, einzig und allein dem Auftrag der 

Arbeitsvermittlung, dem Ausgleich zwischen der Nachfrage nach Arbeitskräften und 

dem Angebot an Arbeit nachzukommen. Doch hatte sich zu dieser Zeit der 

Antisemitismus ohnehin schon in den für politischen Druck leichter zugänglichen Feldern 

durchgesetzt: Juden unterlagen Beschränkungen, die das heute selbstverständliche 

Recht der freien Wahl des Berufes zu einer Randnotiz machten. Für jüdische Ä rzte, 

Rechtsanwälte und andere Freiberufler galten Restriktionen ebenso wie für jüdische

Geschäfte und Warenhäuser, Handwerksbetriebe und Unternehmen, die dann

zwangsenteignet wurden.

Ab 1935 galt für die Reichsanstalt nicht mehr der Auftrag, ohne Rücksicht auf Herkunft, 

Nationalität oder Religion am Arbeitsmarkt auszugleichen und zu vermitteln. Juden 

wurden gezielt aus dem Arbeitsleben herausgedrängt mit Vorgaben, die die Politik

machte und die die damaligen Arbeitsämter zum größten Teil auch vollständig 

umzusetzen versuchten.

Und auch als das Blatt sich noch einmal wandte und die Unterbeschäftigung 

kriegsbedingt der Ü berbeschäftigung wich, als für den Rüstungsnachschub jede Hand

plötzlich benötigt wurde, wurden die dafür in der Produktion benötigten Menschen 

durch die Reichsanstalt rekrutiert. Und noch bei einer weiteren Wende – der durch die

Wannseekonferenz ausgelösten letzten und furchtbarsten – spielte das, was durch die

nationalsozialistischen Machthaber noch von der Arbeitsverwaltung belassen worden 

war, die Rolle des Erfüllungsgehilfen der Politik. Der Antisemitismus gipfelte im Abzug 

der noch in Deutschland lebenden und arbeitsfähigen jüdischen Bevölkerung aus den 

kriegswichtigen Betrieben in die Vernichtungslager.
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Die Bundesagentur für Arbeit heute steht dafür, diesen Teil der Geschichte der 

Arbeitsverwaltung verstanden zu haben.  Neutralität ist Verpflichtung für jeden 

Mitarbeiter, ob er nun in der Zentrale in Nürnberg arbeitet, in der Mittelinstanz der 

Regionaldirektion oder direkt in einer Agentur für Arbeit, in denen Menschen aller

Rassen, Hautfarben und Religionen gleich behandelt werden. Die Bundesagentur und 

auch die anderen „Public Employment Services“ in Europa fühlen sich dem Grundsatz 

verpflichtet, allen Menschen den freien Zugang zu den von ihnen angebotenen sozialen 

Diensten zu gewähren. Wir haben keine aktuellen Erkenntnisse darüber, dass von dieser 

Neutralität abgewichen wird. Aus diesem Grund freue ich mich besonders, Sie als Gäste

der Bundesagentur für Arbeit in den Räumen der Fachhochschule zu begrüßen und 

Ihnen auch die herzlichen Grüße des Vorstandsvorsitzenden meiner Organisation, Frank 

Jürgen Weise, zu überbringen. 

Ich wünsche Ihnen einen erkenntnisreichen und anregenden Verlauf Ihrer Tagung.
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Grußwort

von Stephan J. Kramer 

Zitat:

„Als Einleitung teile ich Ihnen mit, dass ich Jahrgang 1951 bin. Da wir ja keine 

Volksdemokratie haben, sondern eine Staatsform, die aufgrund der geschichtlichen 

Vergangenheit besonders Minderheiten (wie z.B. die Juden) bevorzugt, frage ich Sie, wie 

viel Millionen Euro Sie diesmal von unserer Regierung erhalten haben, damit erlaubt 

wird, dass so viele westdeutsche Flaggen zur WM geschwenkt werden durften?“

Diese E-Mail, die beim Zentralrat der Juden einging, ist keine unrühmliche Ausnahme,

sie gibt vielmehr den Tenor der Post wieder, die wir täglich erhalten – und das mit

vollständigen Adressangaben –, und spiegelt die antisemitischen Klischees und 

Denkweisen in der Gesellschaft wider. 

Mit großem Pathos wirft man sich in der Politik nicht selten allzu gern in die Pose des 

besseren Gutmenschen, der angesichts des nationalsozialistischen blutrünstigen Terrors 

voller Abscheu und mit tiefster Überzeugung das Wiederkehren der braunen Bestialität 

für undenkbar hält und sich selbst von jeder Form von Rassismus und Antisemitismus

gefeit sieht. Dass die Zeit des braunen Terrors niemals wiederkehren kann, gilt als 

Gemeinplatz – und häufig genug wendet man sich beim Blick in die Geschichte vor 

1933 nicht selten kopfschüttelnd ab – ungläubig, dass man damals die Zeichen der Zeit

– das drohende Grauen – nicht habe deuten können. 

Szenenwechsel:

Berliner Sport Forum, Heimspielstätte des BFC: „Drecksjude, gib Gas“ hallt es hasserfüllt 

durch das Stadion. Gesänge erschallen: „Eine U-Bahn von St. Pauli nach Auschwitz“. In 

Fankurven in Chemnitz „marschiert der nationale Widerstand“. „Die Juden muss man 

alle in eine Tüte stecken und in ihre Heimat schicken“ schreit es auch hier von den 

Rängen. Clubs, die in den 20er Jahren jüdische Mitglieder hatten, z. B. die
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Charlottenburger „Lila-Weißen“, werden noch heute in deutschen Stadien als

„Judenclubs“ tituliert. Es gibt unzählige rassistische Gesänge, die sich gegen schwarze 

Spieler wenden, die „in den Busch“ zurück sollen, das gegen Türken gerichtete „Döner-

Kebab-Lied“ dürfte einer Vielzahl von Stadienbesuchern bekannt sein. 

Fremdenfeindlichkeit, Antisemitismus und Rassismus sind in deutschen Stadien – und

nicht nur dort – an der Tagesordnung und bleiben allzu oft unwidersprochen. Die bei 

Rechtsradikalen beliebte Modemarke „Thor Steinar“ gehört offenbar ebenso zur

Etikette wie Shirts mit der Aufschrift „Hooligan“.

Die Gegenwart ist alarmierend genug. Ich erinnere nur an die Vorkommnisse in 

Potsdam, Pretzien und Plötzky. Das Geschwür des Rechtsradikalismus hat sich längst im 

vorpolitischen Raum breit gemacht und breitet sich weiter aus. Hier sind oftmals die so 

genannten „Freien Kameradschaften“, rechtsextremen Jugendcliquen und eine

Hooligankultur, die rassistisch und rechtsextrem motiviert ist, weitaus gefährlicher als die 

politischen Parteien wie DVU und NPD. Auch wenn deren Volksfrontstrategie bislang 

nicht aufgegangen ist, in kleinen Gemeinden wird hierfür weiterhin fleißig geplant.

Die Politik wiegt die Öffentlichkeit nur allzu häufig in einer trügerischen Sicherheit, statt

endlich den Kampf gegen Antisemitismus und Fremdenfeindlichkeit in der politischen

Auseinandersetzung offensiv aufzunehmen, man versteckt sich hinter Justiz und Polizei.

Wer die Perspektiven von Kindern und Jugendlichen nicht spürbar verbessert und sie

ernst nimmt, darf sich nicht wundern, dass die rechten und linken Scharlatane die 

Gesellschaft radikalisieren. Kinder werden nicht als Antisemiten geboren, die

Gesellschaft macht sie dazu! 

Dennoch - es gibt viele ermutigende Zeichen im Kampf gegen Fremdenfeindlichkeit,

Rassismus und Antisemitismus - und noch mehr ungenutzte Möglichkeiten!

Übergriffe auf nicht rechts aussehende Jugendliche, Hetzjagden auf Migrantinnen und 

Migranten finden fast täglich statt, sie gehören neben dem Besuch von Aufmärschen, 

Konzerten und Kampfsportstudios mittlerweile schon zur Freizeitgestaltung vieler Neo-

Nazis.
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Neben überzeugten Tätern und Tätergruppen, die zumeist alkoholisiert ihre Opfer 

finden und, durch eine gefährliche Gruppendynamik geleitet, eher spontan Anschläge

auf Gedenkstätten, Friedhöfe oder Kebab-Buden verüben, tritt längst eine organisierte

neonazistische Tätergemeinschaft auf, die bewusst plant, sich gezielt vorbereitet und 

dabei kaltblütig Opfer einkalkuliert. Man führt den „Kampf auf der Straße“, um so den 

„Kampf um die Köpfe“ zu gewinnen. 

Einfache Patentrezepte gegen Rechts kann niemand benennen. Wer schnelle Lösungen 

verkündet, der verschweigt meist deren Begrenztheit. Nur vielfältige Gegenstrategien, 

die innerhalb der Gesellschaft verankert sind, können eine politische

Auseinandersetzung mit Antisemitismus, Rassismus und Neonazismus vorantreiben, 

wenn sie deren gesellschaftliche Bedingungen nicht ausblenden.

Doch Neonazismus ist nicht allein ein juristischer Konflikt. Er ist vor allem ein politisches

Problem. „Um tolerant zu sein“, betonte schon Umberto Eco 1993 in der Zeit angesichts

der Diskussion um die „Neuen Rechten“, muss man die Grenzen, was nicht tolerierbar 

ist, festlegen.

Diese Grenze sollte nicht erst beim militanten Neonazismus liegen, sondern bei den

rechten und linken Ressentiments, dem Abwerten und Ausgrenzen von Flüchtlingen,

Behinderten, Homosexuellen, Obdachlosen, Muslimen und Juden beginnen. 

Durch die gestiegene gruppenbezogene Menschenfeindlichkeit in der Mitte der 

Gesellschaft fühlen sich die Rechten als die „wahren Volksvertreter“ bestätigt und 

angespornt, weiter für „Volk und Vaterland“ zu marschieren. Nicht nur moralische 

Appelle, sondern ständiger Widerspruch gegen rechte Alltäglichkeiten sind notwendig. 

Gegen diese Ressentiments versuchen diverse Bildungsinitiativen und Gewerkschaften 

zu sensibilisieren. Doch die unterschiedlichen Träger dieser Aktivitäten, ebenso wie die 

wenigen Hilfsorganisationen für Opfer rassistischer und neonazistischer Gewalt können

kaum eine nachhaltige Wirkung entfalten, da sie stetig um ihre Finanzierung bangen 

müssen. Eine längerfristige Sicherung dieser Projekte und gravierende Verbesserung der 

Jugendarbeit wären dringend geboten.
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Die Bundesregierung muss daher endlich offensiv, nachhaltig und mit überzeugenden

und finanziell langfristig abgesicherten Strategien gegen den erstarkenden Extremismus

vorzugehen. Es ist wenig überzeugend, einerseits mit Appellen an die Zivilgesellschaft 

und den Wähler die Rechtsextremisten verhindern zu wollen und andererseits die 

wichtige Arbeit der zivilgesellschaftlichen Initiativen, wie mobilen Beratungsdiensten und 

Opferberatungen zu verunmöglichen, indem man deren finanzielle Förderung in Frage 

stellt und sie damit handlungsunfähig macht.

Die Neonazi-Szene muss als das erkannt werden, was sie ist: ein militantes Netzwerk von 

Gesinnungsgenossen, das aus politischen Motiven nicht vor kriminellen Aktionen 

zurückschreckt. Doch geht die „zweite Schuld“, wie Ralph Giordano den „großen 

Frieden mit den Tätern“ nach der „ersten Schuld“ nennt, schon vielerorts in die „dritte

Schuld“ über – die gefährliche Verharmlosung militanter rechter Kräfte in unserer 

Gesellschaft.

Darum ist eine Problemanalyse für die Jugend- und Bildungsarbeit unentbehrlich, aus 

der ein Gesamtkonzept, sozusagen ein Aktionsplan, entstehen muss, an dessen 

Umsetzung die Beteiligung aller gesellschaftlichen Gruppen gefordert ist. Eine 

Veränderung ist auch in der Ausbildung der Lehrer vonnöten, die zunehmend mit

Jugendlichen rechtsradikaler Ideologie konfrontiert sind und den richtigen Umgang mit 

ihnen oftmals erst lernen müssen.

Meine Damen und Herren, Erinnerung ist keine Last, sondern eine Herausforderung für 

die Zukunft. Die Nachkriegsgeborenen haben keine Schuld auf sich geladen. Aber aus

dem Wissen um die Geschehnisse zwischen 1933-1945 haben wir eine Verantwortung

dafür einzutreten, dass sich Gleiches nicht wiederholt. Egal um welche Minderheit es 

sich auch handelt.

In diesem Sinne hoffe ich, dass diese Tagung uns allen neue Anregungen und Ideen

liefert, noch entschlossener und gemeinsam gegen die rechten und linken

Antidemokraten vorzugehen.
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Grußwort

von Peter Kurz

Den Antisemitismus als Herausforderung der Demokratie zu begreifen, lautet die 

Aufgabe der heutigen Tagung. Antisemitismus zielt in letzter Konsequenz auf die 

Eliminierung des Judentums, auf die Vertreibung bzw. Auslöschung der Träger jüdischer 

Kultur. Die von den Nationalsozialisten ausgehende Shoa verwirklichte diese Zielsetzung 

mit einer mörderischen Konsequenz, die der Politiker Walther Rathenau, der nicht 

zuletzt wegen seiner jüdischen Abkunft Opfer eines Anschlags der rechtsextremistischen

„Organisation Consul“ wurde, noch nicht einmal erahnen konnte. Rathenau glaubte 

noch an die Notwendigkeit, dass das Judentum bestehen bleiben müsse, ÇÉåå= ÇÉê=

Ñ~êÄáÖÉ= oÉáÅÜíìã= ÇÉê= aáåÖÉ= ~ìÑ= bêÇÉåI = ÇÉê= ÖÉëÅÜ~ÑÑÉåÉå= ìåÇ= ÉêòÉìÖíÉåI = ~ìë= ~ääÉå=

oÉáÅÜÉå=ìåÇ= w ÉáíÉåI =bäÉãÉåíÉå=ìåÇ=dÉáëíÉêå= áëí= ëç=ÜÉêêäáÅÜ=ìåÇ=ëç=ìåÄÉê ÜêÄ~ê=ÜÉáäáÖI =

Ç~ëë= âÉáå= ëÅÜ éÑÉêáëÅÜÉê= dÉÇ~åâÉ= ÑçêÇÉêå= Ç~êÑI = Éáå= l êÖ~åáëÅÜÉëI = q áÉÑÖÉÖê åÇÉíÉë= ìã=

ÉáåÉë=~åÇÉêÉå=l êÖ~åáëÅÜÉå=ïáääÉå=ÉåÇÖ äíáÖ=òì=çéÑÉêåK=^ ääÉ=s Éêë ÜåìåÖ=áëí=pó åíÜÉëÉK

Der Völkermord der Nazis am europäischen Judentum widersprach dieser Erkenntnis mit 

einer Radikalität, die zunächst weitgehende Sprachlosigkeit hinterlässt. Selbst eine 

ausgewiesene Kennerin historischer Details wie die Philosophin Hannah Arendt musste 

in einem Briefwechsel mit Karl Jaspers angesichts der im Auschwitz-Prozess zu Tage

kommenden ìåÉêíê®ÖäáÅÜÉå Fakten zugestehen: j~å=ïÉá =åáÅÜíI =ï~ë=ã~å=ë~ÖÉå=â~ååK

Dass diese barbarische politische Entwicklung auch in Mannheim Wirkung zeitigte, 

entspricht sicher nicht dem historischen Profil dieser Stadt. Ihre Gründung, mehr noch

ihre Wiedererrichtung nach dem 30-jährigen Krieg war eng verbunden mit 

weitgehender Toleranz gegenüber Angehörigen anderer christlicher Konfessionen wie

auch gegenüber den ersten nach Mannheim zugezogenen Juden. Die von Kurfürst Karl 

Ludwig gewährte Konzession aus dem Jahr 1660 enthielt weit reichende 

Zugeständnisse, die Juden eine Existenzgründung, wirtschaftliche Betätigung sowie freie

Ausübung ihres Glaubens ermöglichten. Gleichwohl prägten auch damals 

nachbarschaftliche Konflikte und Eifersüchteleien das Verhältnis der unterschiedlichen 

Bevölkerungsgruppen, veränderte sich die Haltung der aufeinander folgenden Fürsten 

zu den Minderheiten über die Jahrhunderte kurfürstlicher Herrschaft hinweg ständig. Im
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Gegensatz zu aufkommenden antijüdischen Stimmungen im 18. Jahrhundert scheiterte 

in Mannheim immerhin das Projekt der Errichtung eines Ghettos für die Juden.

Die Aufklärung und der Siegeslauf der Französischen Revolution weckten sodann die

emanzipatorischen Kräfte. Ein Zeitalter der Liberalisierung begann. Mannheim wurde im 

19. Jahrhundert ein Zentrum des aufgeklärten, liberalen Judentums, eine Entwicklung, 

die mit dem wirtschaftlichen und sozialen Aufschwung der Stadt einherging. Auf der 

politischen Ebene wurde dieser Entwicklung durch das im Jahr 1862 verkündete dÉëÉíò=

ÄÉê=ÇáÉ=Ä êÖÉêäáÅÜÉ=däÉáÅÜëíÉääìåÖ=ÇÉê= f ëê~ÉäáíÉå Rechnung getragen. Sein Urheber, der

badische Staatsminister August Lamey, war zwar gebürtiger Karlsruher, lebte aber lange

Jahre in unserer Stadt und wurde 1866 mit der Ehrenbürgerwürde ausgezeichnet. Sein 

Denkmal fiel der NS-Barbarei zum Opfer, unter der er als Judenfreund beschimpft

wurde.

Lamey selbst war nicht jüdischer Abstammung, aber eine ganze Reihe weiterer liberaler 

Größen der Stadt – Politiker, Wissenschaftler, Ärzte, Erzieher und Unternehmer – 

entstammte jüdischen Familien und zog daher den Hass der Nazis auf sich, die – einmal 

an die Macht gekommen – aller Toleranz ein Ende setzten. Altersheime, Krankenhäuser, 

Fürsorgeanstalten aller Art, durften seit 1933 keine Juden mehr aufnehmen, obwohl sie 

mit jüdischem Geld geschaffen worden waren. Und nicht wenige Museen,

Kunstsammlungen, Konzerthäuser, die vor und nach 1900 in Deutschland errichtet 

wurden, trugen auf den Tafeln ihrer Gründer und Förderer jüdische Namen. Mit deren 

Tilgung und mit der Vertreibung und Ermordung der Stifter und ihrer Angehörigen sollte 

jeder Gedanke an sie ausgelöscht werden. 

Dies ist den Tätern nicht gelungen; aber mit Blick auf die Chancen einer Stadt, die als 

Stätte der Toleranz groß geworden war, wo Juden und andere Glaubensflüchtlinge

immer willkommen waren, sind doch die Belastungen durch die Ideologie und die

Verbrechen der Nazi-Jahre zu bedenken. Denn in der Zeit nach dem Zweiten Weltkrieg 

fanden immer wieder auch in Mannheim Übergriffe gegen jüdische Einrichtungen statt. 

Verwüstungen auf dem jüdischen Friedhof gab es mehrfach, latenter Antisemitismus 

war noch lange in den Amtsstuben anzutreffen. Aber es gibt glücklicherweise auch eine 

gegenläufige Tendenz, der es in den letzten Jahrzehnten gelang, auf die demokratische 

Entwicklung unserer Stadt prägend einzuwirken. Daher bedeutet es durchaus eine
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eindeutige Stellungnahme gegen alten wie neuen Antisemitismus, wenn wir heute 

gemeinsam über dessen Ursachen und Ausformungen nachdenken. 

Nutzen wir die Chance, die historischen Erfahrungen fruchtbar zu machen im Sinne von 

Theodor Adorno und Max Horkheimer, die im Vorwort zu einer in Mannheim

gedruckten Studie über Antisemitismus die Analyse des Vergangenen – das 

báåÖÉÇÉåâÉå der ÖÉçéÑÉêíÉå= gìÇÉåI wie sie sagen – als bäÉãÉåí= ëçòá~äÉê= fåíÉÖê~íáçå

einfordern. Angesichts eines bis in die Mitte unserer Gesellschaft hinein wirkenden 

„Geschichtsrevisionismus“ setzt es auch heute durchaus Mut voraus, in den zahlreichen

Konflikten um eine Notwendigkeit weiteren Gedenkens an den Holocaust deutlich 

Position zu beziehen. 

Anlässlich der Friedhofsschändungen im südfranzösischen Carpentras im Herbst 1990 

äußerte sich der damals amtierende erste Vorsitzende der Jüdischen Gemeinde

Mannheim Georges Stern in der Berliner q~ÖÉëòÉáíìåÖI er wünsche sich mehr=

hçåíáåìáí®í= áå= ÇÉê= ^ìÑ~êÄÉáíìåÖ= ÇÉê= dÉëÅÜáÅÜíÉI= ÇáÉ= åáÅÜí= ìåëÉêÉ= à ÇáëÅÜÉI= ëçåÇÉêå=

ìåëÉêÉ= ÖÉãÉáåë~ãÉ= ÇÉìíëÅÜÉ=dÉëÅÜáÅÜíÉ=umfasst. In diesem Sinne wird es unser Ziel 

sein müssen, diese gemeinsame Geschichte zu denken, auch und gerade über die von 

der nationalsozialistischen Terrorherrschaft errichteten historischen Schranken hinweg. 

Dass wir dazu Bezugspunkte in der Vergangenheit verorten müssen, um nach neuen 

Erkenntnissen zu suchen, darf uns nicht schrecken, sind wir doch auf einem guten Weg.

Mit dem Gedenkkubus in den Planken haben wir einen erneuten Anfang gewagt 

haben, einen Anfang, der aus dem Anknüpfen an die nur ungenügend geleistete 

Aufarbeitung historischer Schuld heraus geboren wurde. 

Der auf den politischen Aspekt beschränkten Wahrnehmung des klassischen 

Antifaschismus mit seiner „Nie-wieder“-Parole muss eine historisierende Dimension, 

eine erweiterte Sicht zur Seite gestellt werden, die auch die strukturelle Fernwirkung des 

Nationalsozialismus auf die Nachkriegsgesellschaft einbezieht. Ein Denkmal für die

ermordeten jüdischen Mitbürger musste folgerichtig im Mittelpunkt der Stadt stehen. 

Gedenkarbeit ist dabei auch als Prävention zu verstehen – báåÖÉÇÉåâÉå, aus dem wir für

die Zukunft schöpfen. Ähnliches gilt für die jährlich stattfindende Auschwitz-

Gedenkveranstaltung am 27. Januar, die mittlerweile traditionell von Mannheimer

Schülerinnen und Schülern mitgestaltet wird. 
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Schon Norbert Elias stellte in einer frühen Studie über den Antisemitismus fest, Ç~ëë=Éë=

ÉáåÉ=ÉåÇÖ äíáÖÉ=eÉáäìåÖ=ÇÉë=dÉëÉääëÅÜ~Ñíëâ êéÉêë=îçå=ÇÉã= § ÄÉä=ÇÉë=^åíáëÉãáíáëãìë=ÄÉá=

ÇÉã=ÜÉìíáÖÉå=wìëí~åÇ=ÇÉê=dÉëÉääëÅÜ~Ñí=åáÅÜí geben könne, und dieses Urteil kann man 

durchaus aus seinem Entstehungskontext des Jahres 1927 übertragen auf die heutige 

Zeit. Es deutet hin auf die Gefahr, der man ins Auge sehen muss: Jugendarbeitslosigkeit, 

Orientierungslosigkeit, weltweite Krisenerscheinungen der Gesellschaft lassen 

mancherorts die alten Propagandareden wieder attraktiv erscheinen. Sie treffen uns aber 

nicht unvorbereitet. 
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VOM ANTIJUDAISMUS ZUM ANTISEMTISMUS 

Bemerkungen zur Struktur und W irkung eines Vorurteils

von Julius H. Schoeps 

Das Verhältnis der Juden zu den Völkern ist heute von dem Trauma Auschwitz her

bestimmt. Nicht nur im jüdischen Denken und Fühlen hat der "Holocaust" tiefe Narben 

hinterlassen. Der Untergang der europäischen Judenheit, der von der Welt geduldete, 

durch Schweigen und durch mangelnde Hilfsbereitschaft unterstützte Massenmord an 

den Juden Europas wirkt nach, wird jüdische und nichtjüdische Existenz auch in Zukunft 

noch beeinflussen. Die Angst vor der Wiederkehr des Grauens, die Angst, dass das 

Unvorstellbare wieder Wirklichkeit werden könnte, sitzt tief. Verdrängen lässt sich diese 

Angst nicht, und zwar schon deshalb nicht, weil vieles bis heute ungeklärt blieb. Wie 

hatte es dazu kommen können, dass eine Kulturnation im Herzen Europas der Barbarei 

verfiel? War es nur die logische Konsequenz der biologisch begründeten 

Rassenideologie, die sich zu einer Art Rassenmythologie gesteigert hatte? Oder waren es 

schlicht die Wahnideen eines Verrückten, der Subalterne aller Ränge und Schichten dazu 

gebracht hatte, fabrikmäßig zu morden?

Fest steht nur, dass seit der Zeit der Zerstörung des Tempels im Jahre 70, seit der Zeit 

der Verbannung und gewaltsamen Zerstreuung, es das Problem der Juden unter den 

Völkern gibt, einer Minderheit, deren Angehörige durch Religion, Geschichte und 

Tradition irgendwie zusammengehalten werden, obwohl sie in Sprache, Sitten und 

Kultur weitgehend voneinander geschieden und sich an die Bedingungen ihrer 

jeweiligen Wohnländer angepasst haben. In seiner lesenswerten Untersuchung "Die 

Judenfrage. Biographie eines Weltproblems" hat Alex Bein die Ansicht vertreten, es 

seien die Juden wahrscheinlich selbst gewesen, die die Voraussetzungen der so 

genannten "Judenfrage" geschaffen hätten. Sie seien als Volk nicht untergegangen, 

wären bei ihrer Identität geblieben und hätten es gewissermaßen abgelehnt, die 

"Spielregeln" der Völkergeschichte anzuerkennen. Trotz des völligen Zusammenbruchs 

ihrer staatlichen Existenz und ihres religiösen Zentrums, trotz des so offensichtlich 

scheinenden Beweises ihrer eigenen Machtlosigkeit und der Machtlosigkeit ihres Gottes, 

hätten sie an ihrer Religion und der auf ihr beruhenden Lebensweise festgehalten. Aber, 

18



so Bein, vermutlich sei es gerade diese Haltung, die auf Unverständnis stößt, mit der sich 

viele Nichtjuden im Grunde bis heute nicht hätte abfinden können.

Gewiss hat es zu allen Zeiten auch Philosemiten gegeben, aber Normalfall ist doch 

Ablehnung gewesen. Wer sich um eine wirkliche Antwort auf die Frage bemüht, was 

letztlich hinter der Ablehnung der Völker gegenüber den Juden steckt, muss den Mut 

haben, Fragen so radikal wie nur möglich zu stellen. Das Phänomen der 

Judenfeindschaft ist nicht zu begreifen, wenn man es nur von außen analysiert und 

interpretiert. Die Judenfeindschaft hat immer auch mit einem selbst zu tun, mit dem 

eigenen "Ich". Es fällt deshalb auch schwer, sich dieser Problematik überhaupt 

zuzuwenden. Sie ist lästig. Die Ahnung stellt sich ein, wenn man diesen Fragen auf den 

Grund geht, dass dann die eigene Identität ins Wanken geraten könnte. Und das ist 

bekanntlich etwas, vor dem die Meisten Angst haben, was die Wenigsten wollen. 

Zu einer Fehleinschätzung führt es, den Antisemitismus, wie die Judenfeindschaft in 

ihrer modernen Ausprägung genannt wird, allein und ausschließlich als eine 

Krisenerscheinung der kapitalistischen Gesellschaft deuten zu wollen. Das ist eine 

Interpretation, die zwar modern ist, aber letztlich, trotz bestimmter Eichsichten, doch zu 

kurz greift und dem Phänomen nicht gerecht werden kann. Die Judenfeindschaft hat 

nämlich - und das ist der Kern der folgenden Überlegungen - ihre Wurzeln in religiösen 

Überzeugungen, und zwar in der christlich-jüdischen Differenz, genauer in der

traditionellen Ablehnung des Judentums durch das Christentum und die christliche Welt. 

I. Judenhass als Folge christlicher Indoktrination 

Die Vorstellung, die Juden seien von Gott verflucht und verworfen worden, weil sie 

Jesus nicht als Messias anerkannt und seine Kreuzigung veranlasst haben, diese 

Vorstellung hat das christliche Judenbild durch die Jahrhunderte bestimmt - und 

bestimmt es weitgehend noch. Noch nach 1945 findet sich in dem "Wort zur 

Judenfrage" des Bruderrats der Evangelischen Kirche Deutschlands (EKD) die

Argumentation: "Indem Israel den Messias kreuzigte, hat es seine Erwählung und 

Bestimmung verworfen". 

Nicht die soziale Wirklichkeit, sondern die Anschuldigungen der Kirchenväter von 

Origines über Augustinus und Johannes Chrysostomus bis hin zu Hieronymus schufen 
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das Stereotyp: das von Generation zu Generation weitergegebene Zerrbild des Juden. 

Als Urtypus des Sünders und Frevlers immer wieder nachgezeichnet und mit neuen 

Farben ausgemalt, wirkt der Jude als abschreckendes Beispiel. Mit dem Katechismus 

nimmt es das Kind auf und der Erwachsene in der Kirche durch die Predigt. Jede 

Skulptur und jedes Gemälde über Kreuzigung und Leiden des Heiland und der Märtyrer,

mit dem die Kirchen ausgeschmückt sind, erinnert daran und verdeutlicht es. Im Lied, im 

Märchen, aber auch im Passionsspiel - überall findet sich dieses Bild, das nicht nur die

seit altersher im Umlauf befindlichen antijüdischen Vorurteile bündelt, sondern (und ich 

bin mir der Brisanz dieser Aussage durchaus bewusst) auch als eine indirekte 

Aufforderung an den Betrachter verstanden werden kann, sich gegen die Juden 

abzusetzen und sich ihrer handgreiflich zu erwehren. 

Der an verschiedenen Stellen des Neuen Testamentes formulierte Gottesmordvorwurf ist

über die Jahrhunderte präsent geblieben und hat die Einstellung gegenüber den Juden 

bestimmt. Es gibt kein antijüdisches Argument, "das länger benutzt, häufiger 

vorgebracht, hartnäckiger beibehalten und tiefer internalisiert wurde" (Stefan Lehr). Der 

Vorwurf des Gottesmordes hat Hassgefühle ausgelöst, Vorurteile gezeugt und das 

Verhältnis zwischen Christen und Juden nachhaltig vergiftet. Durch die Jahrhunderte 

stereotyp wiederholt hat dieser Vorwurf den Juden im Volksbewusstsein zum Dämon 

stilisiert und ihn die Gestalt des Ahasver annehmen lassen, des ruhelosen 

Weltenwanderers. Man sah in ihm den blutsaugenden Vampir, den bocksfüßigen 

Teufel, den geschwänzten Satan - er wurde die Personifikation allen Unheils, die 

Inkarnation des Bösen schlechthin.

Das von den Kirchenvätern geschaffene Bild vom verworfenen und deshalb verderbten 

Juden ist Grundlage aller späteren Anfeindungen geworden. Dieses Bild erfuhr seine 

besondere Ausprägung durch die Fremdheitsgefühle, die die Juden bei den Nicht-Juden

bis zum heutigen Tage auslösen. Das hat zweifellos zum einen mit der religiös-

nationalen Absonderung der Juden zu tun, die seit der Antike unverändert auf 

Ablehnung und Misstrauen stößt, zum anderen mit dem unbeirrbaren Glauben an die 

Einzigkeit des unsichtbaren Gottes und insbesondere dem Anspruch auf Auserwählung,

der bis heute von der Umwelt als hochmütiger Aberglaube, als Gottlosigkeit, wenn nicht 

sogar als Betrug angesehen wird.
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Es gibt für die Ablehnung des Anspruchs der Auserwählung durch die nichtjüdische

bzw. christliche Welt eine sehr frühe jüdische Selbsterklärung in einem kalauernden

Midrasch, der sich eines Wortspieles bedient: Am Sinai sei die sina auf die Völker der 

Welt herabgestiegen. Damit ist gemeint, die Auserwählung des Volkes Israel zum

Thoraempfang wird mit Neid, Hass und Wut der Völker zusammengesehen, dass sie 

nicht dazu ausersehen wurden. Zweifellos ist dies ein alter und auch starker Realgrund 

für die Judenfeindschaft, der bis heute anhält: der Glaube, Gott habe mit Abraham und 

dessen Nachkommen einen Bund geschlossen, ein Bund der auf dem Sinai durch Moses 

erneuert worden sei und Israel dadurch das auserwählte Volk Gottes und von Gott als 

ein Werkzeug zum Segen der Menschheit vorgesehen wurde. 

Über zweitausend Jahre hat man alles getan, "um das wirkliche Bild des Juden dem von 

der Kirche geformten möglichst anzugleichen" (Alex Bein). Die christliche Welt empfand

die Existenz von Juden und des Judentums als eine Belästigung, als etwas 

Unerträgliches. Selbst ein so bedeutender protestantischer Theologe wie Karl Barth 

konnte sich den Gefühlen der Abwehr nicht freimachen. "Die Existenz der Synagogen 

neben den Kirchen", so formulierte er einmal, "ist ...so etwas wie eine ontologische 

Unmöglichkeit, eine Wunde, ja eine Lücke im Leib Christi selber, die schlechterdings 

unerträglich ist". 

Letztlich ist es immer das gleiche Bild, das über die Jahrhunderte vermittelt wird - der 

Jude als "Antichrist", den es - um der eigenen Selbstvergewisserung willen - zu 

bekämpfen gilt. Die Mittel, die sich Kirchenfürsten und Politiker dazu aussannen, 

gleichen sich auf eine seltsam fatale Weise. Obgleich Jahrhunderte dazwischen liegen,

ähneln zum Beispiel die Bestimmungen des I. Laterankonzils von 1215 den spanischen 

Gesetzen des 16. Jahrhunderts und den Nürnberger Gesetzen der Nazis (Gesetz "zum 

Schutz des deutschen Blutes und der deutschen Ehre" vom 15. September 1935) des 

20. Jahrhunderts. Es ist ganz offensichtlich, dass sich bestimmte Vorstellungen, wie man 

sich von den Juden abgrenzen könne, über die Jahrhunderte gehalten haben. So erfuhr 

zum Beispiel das Verbot der Eheschließung zwischen Juden und Christen 1935 nur in 

der Wortwahl eine Abänderung, dass nämlich "Eheschließungen zwischen Juden und 

Staatsangehörigen deutschen oder artverwandten Blutes verboten sind". Das im Jahre 

1215 erlassene Verbot, Dienstboten in jüdischen Häusern zu beschäftigen, lautete in der 
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Version von 1935, "Juden dürfen weibliche Staatsangehörige deutschen oder 

artverwandten Blutes unter 45 Jahren nicht in ihrem Haushalt beschäftigen".

Selbst der gelbe Stern ("Judenstern"), der den Juden zum Zwecke der Markierung 

angeheftet wurde, war nicht eine Erfindung der Nazis, sondern hatte eine uralte 

kirchliche Tradition. Bereits auf dem Laterankonzil von 1215 war verfügt worden, Juden 

müssten durch eine besondere Kleidung oder Abzeichen erkennbar sein. Diese Politik 

der Markierung, die darauf abzielte, die Juden in den christlichen Ländern vom Rest der 

Bevölkerung zu unterscheiden, ist von den Nazis wieder aufgenommen und sowohl als 

Mittel der Kennzeichnung als auch der Demütigung benutzt worden. Wie es dazu kam, 

dass sie die Farbe "gelb" wählten, darüber lässt sich nur mutmaßen. Wahrscheinlich 

wussten sie - als beflissene deutsche Bildungsbürger vielleicht sogar aus Goethes 

Farbenlehre? -, dass diese Farbe negativ besetzt ist. Bekannt war ihnen jedenfalls, dass 

seit altersher die Farbe zur Kennzeichnung aller Geächteten benutzt wird, der Dirnen 

und Ketzer, der Schänder von Hostien - und eben auch der Juden. 

II.  Säkulare Judenbilder und Bedrohungsängste

Mit dem Ende des 18. und mit dem Beginn des 19. Jahrhunderts begann eine 

Entwicklung, die für Juden zu einer tödlichen Bedrohung werden sollte. Der 

Emanzipationsprozess brachte ihnen zwar schrittweise die rechtliche Gleichstellung,

nicht aber die ersehnte gesellschaftliche Anerkennung, um die sie mit jeder Faser ihres 

Seins kämpften. Im Gegenteil: Je mehr Rechte sie erhielten, je mehr sie sich an die 

Umgebungsgesellschaft in Kleidung, Sprache, Gestik und Verhalten anpassten, desto 

bösartiger wurde die Ablehnung, auf die sie stießen. Rabiate Antisemiten entwickelten 

Abgrenzungsstrategien, die nicht nur auf die Rückgängigmachung des

Emanzipationsprozesses abgestellt waren, sondern darüber hinaus auch darauf 

abzielten, den Juden als Juden kenntlich zu machen. "Jeder Jude", so heißt es bei 

Eduard Drumont, "den man sieht, jeder Jude, der sich offen als solcher zeigt, ist 

verhältnismäßig wenig gefährlich ... Der unbestimmbare und nicht deutlich zu 

erkennende Jude - das ist der gefährliche Jude...".

Wie kann man aber jemanden identifizieren, der sich äußerlich nicht mehr von seinem

Gegenüber unterscheidet? Gibt es dafür überhaupt Möglichkeiten? Antisemiten haben 
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